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n -13~ cPder Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 

OIPL.-/NG. DA. FAANZ FISCHLEA 
BUNDESMINISTER 

FÜR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT WIEN, 25. 3. 1991 
1012, stubenring 1 

Zl.10.930/12-IA10/91 

Gegenstand: Schriftl.parl.Anfr.d.Abg.z.NR Ing. Murer und 

Kollegen, Nr. 410/J vom 30. Jänner 1991 

betreffend Weidesevervitute Oberbrunnalm -

Österreichische Bundesforste 

An den 

Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Dr. Heinz Fischer 

Parlament. 

1017 Wie n 

'121 lAB 

1991 .. 03 .. 27 
zu Lf10 IJ 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Ing. Murer und Kollegen haben am 

30. Jänner 1991 an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage 

mit der Nr. 410/J gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Was haben Sie seit Einlangen des Schreibens von 

Dr. Dillersberger an Sie (1.8.1990, D/Ch) im Konflikt 

Interesseritschaft Oberbrunnalm gegen Österreichische Bundes­

forste unternommen 1 

2. Wann ist mit der Entscheidung über die Berufung gegen den Be­

scheid vom 31.7.1990, III b 1-1101 R/80 zu rechnen, zumal die 

maximale Entscheidungsfrist von 6 Monaten Anfang Februar 1991 

abläuft 1. 

3. Werden Sie die Österreichischen Bundesforste anweisen, auch in 

anderen österreichischen weidegebieten die Verzäunungen weide­
sicher im Int~resse des Tierschutzes zu gestalten 1" 
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Diese Anfrage beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

Einleitend darf ich feststellen: 

Auf der im Eigentum der Österreichischen Bundesforste stehenden 

Oberbrunnalpe befindet sich die Servitutsweide der Pettnauer Ge­

meindefraktion unterpettnau in Leiblfing. Die beiderseitigen Rechte 

und Pflichten sind in einer Servitutenregulierungsurkunde vom 

27.4.1873 geregelt. 

Das urkundliche Weidegebiet umfaßt rund 460 ha, davon sind rund 3 ha 
Reinweide, rund 370 ha Waldweide und rund 87 ha Ödland mit Fels­

partien, Latschen und vergrasten Mulden. 

Im Einklang mit den Bestimmungen der Regulierungsurkunde und des 

Forstgesetzes haben die Bundesforste im Weidegebiet Verjüngungs- . 

flächen im Ausmaß von insgesamt rund 28 ha zur Abhaltung von Weide­

vieh und Wild eingezäunt. Die Zäunung mit Stacheldraht ist auf Alps­

weiden landesüblich. Beschwerden über die Verletzung von Weidevieh 

durch Stachendrahtzäune sind den Bundesforsten außer im Fall der 

Oberbrunnalpe nicht bekannt. 

Der im Bescheid des Amtes der Tiroler Landesregierung als Agrarbe­

hörde I. Instanz vom 31.7.1990, Zl. IIIb1-1101 Rj80, aufgetragenen 

Verpflichtung, die Stacheldrahteinzäunung im Bereich unterhalb des 

Waldweges zum sogenannten Isartalboden innerhalb von 3 Tagen ab 

Zustellung dieser Verfügung abzutragen, haben die Bundesforste 

fristgerecht entsprochen. Ebenso haben die Bundesforste damals die 

erforderlichen Veranlassungen getroffen, um den weiteren Auftrag der 

Agrarbehörde nach einer weidesicheren Gestaltung der verbleibenden 

Verzäunungen nachzukommen. 

Zur Beantwortung Ihrer Fragen im einzelnen: 

Zu Frage 1: 

Den von Ihnen zitierten Brief des vormaligen 3. Präsidenten des 

Nationalrates, HerrnDr. Siegfried Dillersberger, h~be ich am. 
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29. August 1990 schriftlich beantwortet. Eine Kopie meines Antwort­

schreibens darf ich dieser Anfragebeantwortung anschließ~n. 

Bezüglich der von den Österreichischen Bundesforsten getroffenen 

Veranlassungen darf ich auf die einleitenden Bemerkungen meiner 
Anfragebeantwortung verweisen. 

Zu Frage 2: 

Ich muß zunächst darauf hinweisen, daß es sich bei den Agrarbehörden 

erster und zweiter Instanz um Landesbehörden handelt, auf deren Ent­

sch~idung ich weder inhaltlich noch hinsichtlich des Zeitablaufes 

Einfluß nehmen kann. Den mir vorliegenden Informationen zufolge hat 

der Landesagrarsenat beim Amt der Tiroler Landesregierung über die 

Berufung gegen den von Ihnen zitierten Bescheid bereits entschieden. 

Zu Frage 3: 

Sollten sich bei anderen Servitutsweiden auf Grundflächen der Öster­

reichischen Bundesforste durch errichtete Einzäunungen Verletzungen 

von Weidetieren ergeben, werde ich selbstverständlich die Bundes­

forste anweisen, entsprechende Abhilfemaßnahmen zu treffen. 

Wie mir von den Bundesforsten mitgeteilt wurde, sind mit Ausnahme 

des Vorfalles auf der Oberbrunnalm keine Beschwerden bekannt. 

1 Beilage 

Der Bundesminister: 
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Bei lag e 

zur parlamentarische Anfrage 

Nr. 410/J 
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DIPL.-ING. DR. FRANZ FISCHLER 
1 BUNDESMINISTER 

FO~ LANO- UNO FORS1WIRTSCHAFT 
I 

Herrn 
Dr. 81eqfried DILLERSB!RG!R 
Dritter präsident des Nationalrates 

Oll.straße 24 
6330 Rufstein 

Sehr geehrter Harr Prleidentl 

29 AI;- . 
WIEN, • r.I:~. 1998 
1012, lt~r1Dt 1 

M 1538/90 

Zu Deinem Schreiben vom 1.8.1990 darf ich Dir mitteilen, dal 
ich von den bedauerlichen vorfällen auf der Oberbrunnalp. 
gehört habe und umgehend die ö.terreichllchen Bund •• förste 
angewiesen habe, alle Malnahmen zu ergreifen, um weitere 
verletzungen IU verhindern. 

Weit.rs habe ich eine Oberprüfunq der Zllunungen veranlaBt. 
Sollte s:lch 1. Rahaen die •• r Ub.rprUfung herau.at.l1on, daß 
einige Zaune un.rlaubterwet •• aufge.tellt wurden, habe ich 
deren sofortige Entfernung angeordnet. 

BI wurden lomit alle Maßnahmen getroffen, daß 10 etwa. nicht 
mehr pa •• leren kann. 

Mit freundlichen Grüßen 
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